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Kurzzusammenfassung 

Das Auftreten neuer Parteien hat viele westeuropäische Parteiensysteme in den letzten 30 
Jahren nachhaltig verändert. Insbesondere der Erfolg rechtspopulistischer Parteien wird als 
kritisches Symptom für den Zustand der Demokratien angesehen. Welche Ursachen und 
Erklärungen gibt es für diesen Erfolg? Drei Gründe legen nahe, dass Rechtspopulismus 
eine Folge von Modernisierungsprozessen ist. Aus der theoretischen, sozialpsychologi-
schen Perspektive spricht einiges dafür, dass es sich um ein Epiphänomen von Entfrem-
dung, relativer Deprivation und Bedrohungsangst handelt. Empirisch sprechen für diese 
Hypothese die Koinzidenz von beschleunigten Modernisierungsprozessen und rechtspopu-
listischen Wahlerfolgen sowie die Angebotsstruktur dieser Parteien, die genau auf die von 
der Sozialpsychologie beschriebenen Affekte und Bedürfnisse abstellt.  

Abstract 

In the last three decades, the emergence of right-wing populist parties has caused ongoing 
party system changes in many Western European countries. The success of right-wing 
populism is often interpreted as a crisis of contemporary democracy. What are the reasons 
and explanations for this electoral success? Frequently it is argued that modernization 
processes and their consequences are a basic condition for the rise of right-wing parties. 
Three aspects make this plausible. Firstly, the sociopsychological theory argues that right-
wing populism is a symptom of alienation and relative deprivation in a society. Secondly, 
the empirical coincidence of modernization processes and the success of right-wing popu-
lists support the hypothesis. Finally, right-wing populist supplies take up exactly those 
affects and requirements that are described by the sociopsychological perspective.  
 





 

Tanja Binder  

Die Wahlerfolge rechtspopulistischer Parteien – eine Folge von 
Modernisierungsprozessen? 

In den letzten 30 Jahren haben sich viele westeuropäische Parteiensysteme durch das Auf-
treten neuer Parteien nachhaltig verändert. Neben ökologischen – grünen – Parteien sind 
rechtspopulistische Parteien in Erscheinung getreten. Letztere werden als kritisches Symp-
tom für den Zustand der Demokratien und als Ausdruck von Desintegration und Verdros-
senheit angesehen. Die Erfolgsbilanzen dieser Parteien, gemessen an ihren Stimmen- oder 
Mandatsanteilen, sind unterschiedlich. Die meisten rechtspopulistischen Parteien waren in 
der Lage ihre Stimmenanteile auszuweiten, ihre Wahlerfolge zu verstetigen und so zu 
einem relevanten Akteur im Parteiensystem zu werden. Einigen Parteien ist es sogar gelun-
gen aus ihrer Rolle einer Protest- oder Oppositionspartei herauszutreten. So sind in Italien, 
Österreich und der Schweiz rechtspopulistische Parteien formell an der Regierung beteiligt 
und in Dänemark und Norwegen stützen sie Minderheitsregierungen. Die prominentesten 
Beispiele erfolgreicher rechtspopulistischer Parteien sind die Freiheitliche Partei Öster-
reichs1, die Schweizer Volkspartei, der französische Front National und die skandinavi-
schen Fortschrittsparteien. 

Die Ursachen für den Erfolg dieser Parteien sollen Modernisierungsprozesse und diese 
begleitende Krisensymptome sein. In der Forschung wird davon ausgegangen, dass vor 
allem zwei Faktoren den Erfolg rechtspopulistischer Parteien begünstigen.2  

1. Sozioökonomische und -kulturelle Veränderungen tragen dazu bei, dass rechtspopulis-
tische Wählerpotentiale entstehen. Durch verstärkten sozioökonomischen Druck, 
Individualisierung, die Auflösung traditioneller Milieus, und durch Entfremdung 
nehmen Verlustängste in der Bevölkerung zu. Diese Veränderungen setzen wichtige 
Mobilisierungspotentiale für diese neuen rechtspopulistischen Parteien frei 
(Swank/Betz 2003: 35/36).  

                                                 
1   Inzwischen hat sich die FPÖ nach parteiinternen Konflikten und auf Initiative Haiders gespalten. Auf 

nationaler Ebene ist nun das Bündnis Zukunft Österreich (BZÖ) unter der Führung Haiders Nachfolger 
der FPÖ. Das heißt die Mandatare und Regierungsmitglieder sind zum BZÖ übergetreten. Die FPÖ 
besteht allerdings fort. Bislang ist nicht absehbar, ob es dem neuen BZÖ gelingen wird die Landesver-
bände und die Basis der FPÖ für sich zu gewinnen. 

2   In dieser Hinsicht stimmen die meisten Populismusforscher überein, wenn auch unterschiedliche 
Gewichtungen einzelner Faktoren vorgenommen werden. Vgl. Decker, 2004: 25 ff., Puhle, 2003: 38 ff. 
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2. Außerdem wird der Erfolg rechtspopulistischer Parteien auf die abnehmende 
Leistungsfähigkeit politischer Systeme und das Unvermögen etablierter Parteien, auf 
Modernisierungsfolgen und neue Problemlagen angemessen zu reagieren, 
zurückgeführt (Betz 1994: 26-29; Decker 2004: 27-28). 

Demnach sind rechtspopulistische Parteien nicht nur ein Symptom tief greifender Verände-
rungen soziokultureller oder -ökonomischer Natur, sondern Ausdruck von Leistungsdefi-
ziten oder der als defizitär wahrgenommenen Performanz der politischen Systeme.3

Empirische Untersuchungen, die den Zusammenhang zwischen Modernisierungsprozes-
sen und dem Aufstieg rechtspopulistischer Parteien überprüfen, gibt es allerdings kaum.4  

Ziel der vorliegenden Analyse ist es den Erfolg rechtspopulistischer Parteien vor dem 
Hintergrund fortschreitender Modernisierungsprozesse zu untersuchen. Wichtige Moderni-
sierungsprozesse, die westeuropäische Gesellschaften nachhaltig verändert haben, gehen 
mit Denationalisierung und Individualisierung einher. Deshalb wird anhand einer Makro-
analyse mit neun Ländern getestet, ob sozioökonomischer, -kultureller und politischer 
Wandel den Wahlerfolg rechtspopulistischer Parteien begünstigt. 

Denationalisierung und Individualisierung 

Westeuropäische Gesellschaften haben sich in den letzten 30 Jahren insbesondere durch 
Individualisierungs- und Denationalisierungsprozesse stark verändert. Dabei handelt es 
sich um Modernisierungsprozesse, die unterschiedliche Bereiche des gesellschaftlichen 
Lebens erfasst haben. Individualisierungsprozesse, das heißt die Auflösung und Säkulari-
sierung traditioneller Sozialmilieus, haben zur Ausdifferenzierung und Partikularisierung 
der Gesellschaften geführt. Dadurch wurden die Anforderungen an den Nationalstaat als 
Integrationsmechanismus moderner Gesellschaften vielfältiger. Durch Denationalisie-
rungsprozesse5 wurde die Integrationskraft des Nationalstaats als zentrale Steuerungsein-
heit moderner Gesellschaften außerdem geschwächt (Berking 2001: 100). Als wichtigster 
Referenzpunkt gesellschaftlicher Identität und Selbstzuschreibung besteht er allerdings 
fort. Dadurch entsteht ein Spannungsverhältnis zwischen den Erwartungen, die in den 

                                                 
3   Diese Einschätzung wird in der Forschung weitgehend geteilt, unabhängig davon ob diese Parteien in 

der Tradition rechtsextremistischer und faschistischer Bewegungen gesehen werden, oder ob sie als 
neuartiges Phänomen verstanden und als rechtspopulistisch bezeichnet werden. 

4   Zu den wenigen Ausnahmen zählen Swank/Betz (2003), die den Effekt wohlfahrtsstaatlicher Regime 
auf rechtspopulistische Erfolge in Zeiten der Globalisierung untersucht haben.  

5   Der Begriff Denationalisierung ist aufgrund der Vielfältigkeit der angesprochenen Prozesse nach Zürn 
(2001: 111) zutreffender als der Begriff Globalisierung. 
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Nationalstaat gesetzt werden, und den tatsächlichen Steuerungs- und Integrationskapazitä-
ten des Nationalstaats (Loch 2001: 481). 

Nach Loch/Heitmeyer (2001: 11 ff.) sind die drei am stärksten betroffenen, zuvor primär 
nationalstaatlicher Regulierung unterliegenden Bereiche (I) die ökonomische, (II) die 
soziokulturelle und (III) die politische Sphäre.  

Entsprechend werden im Folgenden diese Denationalisierungsprozesse in den drei 
Bereichen auch begrifflich unterschieden: 

Ökonomische Globalisierung (I) bezeichnet den neuartigen und beschleunigten Aus-
tausch von Kapital, Waren und Dienstleistungen. Durch die weltweite Integration der 
Märkte werden nationalstaatlicher Politik Steuerungsmöglichkeiten entzogen. Bleiben ent-
sprechende Anpassungsleistungen aus, wird die sozioökonomische Performanz des Natio-
nalstaats beeinträchtigt. Zunehmende sozioökonomische Desintegration bestimmter Bevöl-
kerungsgruppen und wachsende Statusängste können daraus resultieren.  

Politische Transnationalisierung (II) bedeutet die Verschiebung politischer Entscheidun-
gen von der nationalen auf eine übergeordnete, supranationale Ebene. Der Nationalstaat als 
souveräne, politische Entscheidungsinstanz verliert damit an Bedeutung und Ansehen. 
Dies verstärkt Entfremdungsprozesse, Politik- und Demokratieverdrossenheit, da politi-
sche Entscheidungen und Verantwortlichkeit nur noch schwer nachvollziehbar sind.  

Soziokulturelle Internationalisierung (III) meint die Ausdifferenzierung von Gesell-
schaften durch Migrations- und Kommunikationsprozesse: Einerseits wird dadurch eine 
internationale Homogenisierung, andererseits die Heterogenisierung innerhalb des Natio-
nalstaats bedingt. Die Wahrnehmung kultureller Differenz verstärkt sich (Zürn 2001: 119-
124). Die Ausdifferenzierung und Partikularisierung von Gesellschaften, Erscheinungen 
der Individualisierungsprozesse, werden weiter beschleunigt. Wachsende Verlust- und 
Bedrohungsmomente für die kulturelle Identität sind eine mögliche Folge davon. 

Deutlich wird, dass Denationalisierungsprozesse eine objektive und subjektive Dimen-
sion haben. Das objektiv messbare Ausmaß von Globalisierung, Transnationalisierung, 
Internationalisierung und Individualisierung sowie die subjektive Wahrnehmung und Deu-
tung dieser Prozesse auf individueller Ebene und ihr Ausdruck in Bedrohungs- und Ver-
lustmomenten.  

Rechtspopulismus – eine Antwort auf die Modernisierungsängste der Bürger? 

Rechtspopulismus als eine Folge von Modernisierungsprozessen anzusehen ist aus zwei 
Gründen nahe liegend: Erstens, aufgrund der zeitlichen Koinzidenz von diesen Verände-
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rungen und dem Auftreten rechtspopulistischer Parteien. Zweitens haben diese Parteien 
mit ihren Strategien diese Prozesse und ihre Folgen aufgegriffen.  

Bevor diese Strategien kurz exemplarisch erörtert werden, ist zunächst eine Definition 
des hier zugrunde gelegten Rechtspopulismusbegriffs erforderlich, da es bislang keinen 
Konsens in der Forschung darüber gibt. In Anlehnung an die Definition von Puhle wird 
Rechtspopulismus als ein Typ von Populismus verstanden (Puhle 2003: 32, 35-37). Die 
Definition von Rechtspopulismus stützt sich auf zwei zentrale Merkmale des übergeord-
neten Begriffs: 

Erstens beruft sich Populismus auf eine imaginäre, identitäre Gemeinschaft, eines auf-
grund variabler Kriterien abgrenzbaren Kollektivs. Diese Gemeinschaft, ‚das Volk‛, und 
das a priori festgelegte Gemeinwohl haben erste Priorität und dienen der Legitimierung der 
verfolgten politischen Ziele. Rechtspopulismus zeichnet sich durch einen ethnisch oder 
national bestimmten Gemeinschaftsbegriff aus. 

Zweitens kennzeichnet Populismus eine bestimmte Strategie, einen politischen Stil, der 
darauf abzielt, möglichst breite, unmittelbare Unterstützung zu gewinnen (Canovan 1981: 
261; Puhle, 2003: 16). Daraus ergibt sich ein spezifisches Politikverständnis, das sich 
durch die radikale Kritik an den (politischen) Eliten und die Dichotomisierung zwischen 
Beherrschten („Volk“) und Herrschenden auszeichnet. 

Nach Puhle (2003: 17 f.) ist das Zusammentreffen der beiden genannten Merkmale 
wesentlich bei Populismus. Rhetorik, Argumentationsweise und deren Inhalte gehen Hand 
in Hand.6  

Auf der Basis dieser Definition kann eine Partei als rechtspopulistisch angesehen wer-
den, wenn: 

– politische Themen, die Fragen der Identität betreffen betont, ein exklusives Identitäts-
verständnis zugrunde gelegt und sehr restriktive Positionen dazu eingenommen werden; 

– durchgreifende Reformen des politischen Systems gefordert werden und eine radikale 
und oft polemische Kritik an dem bestehenden politischen System und seinen Eliten 
geäußert wird.7

Die rechtspopulistischen Strategien bezüglich der angesprochenen Denationalisierungspro-
zesse können hier nur anhand weniger Beispiele skizzenhaft dargestellt werden. Zwischen 

                                                 
6   Zu früheren Klassifizierungen vgl. Canovan (1981), Ionescu/Gellner (1969). Puhles Klassifikation, die 

an Canovan anknüpft, unterscheidet „klassische“ Populismen von Neo-Populismen. Dabei stellt Rechts-
populismus eine Variante des Neo-Populismus dar, die sich in erster Linie durch ihren historischen Ent-
stehungskontext, ihrem Verhältnis zum Staat und daraus resultierender Politikzielen auszeichnet (Puhle 
2003: 16, 32-36). 

7   Die Lösungsangebote rechtspopulistischer Parteien sind stark komplexitätsreduziert, was sich ihrer 
Radikalität niederschlägt. Die radikale Vereinfachung ist ein wichtiges strategisches Mittel dieser Par-
teien, mit dem sie Aufmerksamkeit erzielen und ihre Angebote einer breiten Öffentlichkeit verständlich 
machen. 
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den Parteien gibt es zwar erhebliche programmatische Differenzen und bei den einzelnen 
Parteien wird ein sehr „flexibler“ Umgang mit einzelnen Positionen gepflegt, dennoch las-
sen sich einige zentrale Gemeinsamkeiten erkennen. Sowohl die ökonomische Globalisie-
rung, die politische Transnationalisierung und die soziokulturelle Internationalisierung 
werden von diesen Parteien in der Regel abgelehnt bzw. scharf kritisiert: 

Die Kritik an der ökonomischen Globalisierung wurde vom Front National bzw. Le Pen 
in besonderer Weise zugespitzt, da er nicht von einem neutralen Prozess „mondialisation“, 
sondern von „mondialisme“ spricht und damit eine politisch-ideologische Induzierung des 
Prozesses unterstellt.8 Damit werden nicht nur die gesellschaftlichen Folgen ökonomischer 
Globalisierung kritisiert, sondern auch der Prozess an sich. Viele der rechtspopulistischen 
Parteien haben in wirtschaftspolitischen Fragen ein wechselhaftes, oft auch widersprüchli-
ches Profil. Ihre wirtschaftspolitischen Positionen orientieren sich oft eher an strategischen 
Erfordernissen als an ideologischen Grundsätzen.9 So wird etwa der Rückzug des Staates 
aus der Wirtschaft verlangt, zugleich aber angemessenere Sozialtransfers für Familien oder 
Rentner gefordert. Gemein ist ihnen, dass sie Bedrohungs- und Verlustängste aufgreifen, 
die durch den erhöhten Wettbewerbsdruck entstehen. Das Bild, das Rechtspopulisten häu-
fig gezielt einsetzen, um diese Ängste zu schüren, ist der drohende Statusverlust des ‚klei-
nen Mannes‛ durch Arbeitslosigkeit und Kürzungen der Sozialtransfers. Verantwortlich 
seien ‚korrupte Eliten‛ und ‚Sozialschmarotzer‛ oder Migranten müssen als Sündenböcke 
herhalten. 

Der Betonung nationaler Identität von Seiten der Rechtspopulisten entspricht die scharfe 
Kritik an der Transnationalisierung politischer Entscheidungen. Dafür kann das Europa-
wahlprogramm der FPÖ „Heimvorteil für Österreich“ von 1999 als Musterbeispiel 
gelesen werden. Die Europäische Union wird darin als wirtschaftliche Bedrohung und 
Beispiel für politische Korruption, die EU-Osterweiterung als kulturelle Bedrohung dar-
gestellt. In den Ländern, in denen Volksbegehren oder -abstimmungen zu Themen der 
Europäischen Integration stattgefunden haben, taten sich rechtspopulistische Parteien mit 
ähnlichen betont europakritischen Positionen hervor.10

                                                 
8   Vgl. Front National: 300 mésures pour la renaissance de la France. Front National programme de 

gouvernement. Paris, 1993: 15. Bei Aubry/Duhamel (1995: 159) wird Le Pen sogar als Erfinder des 
Begriffs „mondialisme“ bezeichnet. 

9   Betz (2001: 169-179) zeigt an den Beispielen Lega Nord, FPÖ und Front National, wie sich die wirt-
schaftspolitischen Profile rechtspopulistischer Parteien verändert haben. Dabei orientiere sich rechts-
populistische Programmatik einerseits an der eigenen gesellschaftlichen Basis andererseits an 
Wirtschaftspolitik der jeweiligen Regierung.  

10  Zuletzt machten die rechtspopulistischen Parteien im Rahmen des Ratifizierungsprozesses des Europäi-
schen Verfassungsvertrags ihre europakritische Haltung deutlich (s. aktuelle Internetseiten der einzelnen 
Parteien). Im Falle der Schweiz mobilisierte die SVP zuletzt gegen den Schengen-Beitritt der Schweiz, 
über den am 05.06.2005 abgestimmt wurde. 



6 

Am vehementesten wird von den rechtspopulistischen Parteien jedoch die soziokultu-
relle Heterogenisierung kritisiert. Unisono vertreten sie in der Zuwanderungs- und Asylpo-
litik äußerst restriktive, nationalistische bisweilen rassistische Positionen. Die Wahrung 
der kulturellen Identität – national oder ethnisch bestimmt – ist das vorherrschende Thema 
in ihren programmatischen Aussagen. 

Nicht nur die radikalen, ablehnenden Positionen in diesen Bereichen, sondern auch die 
Verknüpfung der unterschiedlichen Themenbereiche mit Bedrohungsszenarien ist für 
rechtspopulistische Parteien typisch. Wohlfahrtschauvinistische Positionen, die Migration 
als Gefahr für den individuellen und allgemeinen Wohlstand darstellen, sind ebenso cha-
rakteristisch wie die Verkettung politischer Sachfragen mit der diffamierenden Kritik an 
dem bestehenden politischen System und den etablierten politischen Eliten.11 Die Kom-
bination xenophober und protektionistischer Positionen mit dem populistischen Appell, der 
Volk und Eliten in einen unversöhnlichen Kontrast setzt, erweist sich bisher auch als einer 
der entscheidenden Erfolgsfaktoren dieser Parteien im politischen Wettbewerb (Ivarsflaten 
2002). Rechtspopulistische Parteien sprechen damit Bedürfnisse an, die augenscheinlich 
aus Sicht einer beachtlichen Zahl von Bürgern durch die etablierten Parteien nicht gedeckt 
sind. 

Zu den erfolgreichen rechtspopulistischen Parteien, die mit entsprechenden Strategien 
wiederholt bei nationalen Wahlen Parlamentsmandate erringen konnten können insgesamt 
neun Parteien in Westeuropa gezählt werden. Die Grafik verdeutlicht, dass deren Erfolgs-
bilanzen, gemessen an ihren Stimmenanteilen, sehr wechselhaft ausgefallen sind. Den 
meisten Parteien ist es aber gelungen, ihre Stimmenanteile zu vergrößern und ihre Wähler-
basis zu festigen. 

Nur in wenigen Fällen, wie bei der schwedischen Ny Demokratie (NyD) traf die Erwar-
tung zu, dass diese Parteien ebenso schnell wieder verschwinden würden wie sie aufge-
taucht waren – bei der Lijst Pim Fortuyn (LPF) in den Niederlanden kündigt sich eine ähn-
liche Entwicklung an. 12

Die ersten Erfolge rechtspopulistischer Parteien in den 1970er Jahren waren in Norwe-
gen und Dänemark zu beobachten. Bei der dänischen Fremskridtspartiet (FRP) kam es in 
den 1980ern zu Stimmenverlusten, und innerparteiliche Konflikte haben dazu beigetragen, 
dass sich die Partei Ende der 1990er Jahre spaltete und bald darauf von der erfolgreicheren 
                                                 
11  Äußerungen wie Le Pens Ausspruch ‚3 Millionen Arbeitslose sind 3 Millionen Migranten zuviel‛ finden 

sich in nahezu jedem Programm rechtspopulistischer Parteien wieder. Eine Liste mit den aktuellen Inter-
netadressen rechtspopulistischer Parteien, wo entsprechende Aussagen zu finden sind, ist im Anhang 
beigefügt. 

12  Insbesondere in den Medien, aber auch von Seiten der etablierten Parteien wurde und wird in der 
Öffentlichkeit gerne der vorübergehende Protestcharakter rechtspopulistischer Wahlerfolge betont. Aber 
auch in der Wissenschaft ist diese Einschätzung verbreitet. Decker (2004: 25/26) spricht, wenn auch in 
historischer Perspektive, von der ‚Kurzlebigkeit der meisten Populismen‘ und dass es sich dabei meis-
tens um ein vorübergehendes Phänomen handele. 
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Dansk Folkeparti (DF) in ihrer Rolle abgelöst wurde. Die norwegische Fremskrittspartiet 
(FrP) hat vor allem in den 1990er Jahren ihre Stimmenanteile deutlich ausgebaut. Auch der 
FN und etwas später sein belgisches Pendant – der Vlaams Blok bzw. seit kurzem Vlaams 
Belang (VB) – konnten kontinuierlich ihre Wählerbasis ausdehnen. Heute ist bei beiden 
Parteien von einem sicheren Stimmenanteil von zehn bis fünfzehn Prozent auszugehen.  
 
Schaubild 1:  Wahlergebnisse rechtspopulistischer Parteien in Westeuropa bei nationalen 
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Die größten Stimmenzuwächse konnten das rechtspopulistische Wahlbündnis von Berlusconi 
in Italien und die Schweizer Volkspartei (SVP) in den vergangenen zehn Jahren sowie die 
FPÖ nach 1990 verbuchen. Sie waren die ersten rechtspopulistischen Parteien, die formell 
an der Regierung beteiligt wurden, oder wie im Falle Berlusconis die Regierungspolitik 
alleine bestimmten. In Nordeuropa ist es rechtspopulistischen Parteien ebenfalls gelungen, 
aus der Rolle einer Protest- oder Oppositionspartei herauszutreten. In Dänemark und Nor-
wegen unterstützen Rechtspopulisten seit einigen Jahren Minderheitsregierungen. Ent-
gegen früherer Prognosen haben sich rechtspopulistische Parteien nicht als temporäre 



8 

Protesterscheinungen erwiesen, sondern haben sich als einflussreiche Akteure in den 
Parteiensystemen etabliert. 

Hypothesen und Operationalisierung 

Folgende Hypothesen lassen sich aufgrund der getroffenen Überlegungen und analog zu 
den unterschiedlichen Dimensionen der Modernisierung formulieren:  

Rechtspopulistische Wahlerfolge werden begünstigt durch das Ausmaß und Fortschrei-
ten der Modernisierung und diese begleitende Phänomene sowie die Veränderung des 
gesellschaftlichen Klimas. Im Einzelnen durch:  

1. die ökonomische Globalisierung und die daraus resultierende Abhängigkeit nationaler 
Wirtschaftssysteme und verschlechterten sozioökonomische Leistungsbilanzen sowie 
zunehmende ökonomische Verlustängste; 

2. die fortschreitende politische Transnationalisierung durch die europäische Integration 
und politische Entfremdungsprozesse; 

3. zunehmende soziokulturelle Heterogenisierung durch Individualisierung und Migra-
tion, gesellschaftlichen Wertewandel und die veränderte Bedeutung des Nationalstaats 
als Identifikationspunkt. 

Dabei handelt es sich um äußerst komplexe Prozesse, die für eine empirische Analyse nur 
näherungsweise durch quantitative Indikatoren erfasst werden können. In der Untersu-
chung wurden verschiedene makro-ökonomische, bevölkerungsstatistische und politische 
Messgrößen sowie aggregierte Individualdaten für die einzelnen Dimensionen heran-
gezogen.13

Als Maß der ökonomischen Globalisierung kann die Nettohandelsrate gelten, da sie 
Ausdruck für eine aktive Handelsbilanz und damit für die erfolgreiche Integration auf 
internationalen Märkten, aber auch für die Abhängigkeit der nationalen Wirtschaft von 
internationalen Entwicklungen ist. Die sozioökonomische Leistungsbilanz wird gemessen 
am Wirtschaftswachstum, an der Arbeitslosenquote und wohlfahrtsstaatlichen Indikatoren. 
Nach einer Analyse von Swank/Betz (2003) hat der Wohlfahrtsstaat – hier durch die Sozi-
altransferquote und Sozialausgabenquote einbezogen – eine abfedernde Wirkung hinsicht-

                                                 
13  Da es sich zum Teil um sehr lange Beobachtungszeiträume handelt und die Vergleichbarkeit der Daten 

über die Zeit und die Länder hinweg sehr wichtig ist, wurden vor allem OECD- und Eurostat-Daten ver-
wendet. Vereinzelt bestehen deshalb trotzdem Lücken in den Daten, insbesondere am Anfang oder Ende 
der Zeitreihen. Die aggregierten Individualdaten zur Messung der subjektiven Dimension wurden auf-
grund der hohen Vergleichbarkeit aus den Eurobarometer Trendfiles 1970-2002 berechnet.13 Das hat 
leider zur Folge, dass diese Indikatoren für die Schweiz zu keinem Zeitpunkt, für Österreich sowie 
Schweden erst ab 1994 und für Norwegen nur von 1990 bis 1996 verfügbar sind. 
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lich der Globalisierungsfolgen. Die subjektive Dimension der sozioökonomischen Ent-
wicklungen wird durch den Anteil der ‚Modernisierungsverlierer‛ in der Bevölkerung 
erfasst, gemessen als der Anteil derjenigen, die ihre eigene finanzielle Situation retrospek-
tiv schlechter einstufen als die allgemeine wirtschaftliche Lage. 

Die fortschreitende politische Transnationalisierung wird durch die Dauer der EG- bzw. 
EU-Mitgliedschaft in Jahren operationalisiert. Außerdem wird durch eine dichotome Vari-
able berücksichtigt, ob ein Land zu einem Zeitpunkt Beitrittsverhandlungen mit der 
EG/EU geführt hat oder nicht. Damit wird der Grad der politischen Transnationalisierung 
eines Landes erfasst. Politische Entfremdungsprozesse werden als Politik-, System-, 
Demokratieverdrossenheit unterschieden. Der Nichtwähleranteil wird als Indiz für eine all-
gemeine Politikverdrossenheit angesehen. Der Anteil derer, die die EU-Mitgliedschaft 
ihres Landes negativ bewerten, wird als Verdrossenheitsphänomen gegenüber einem trans-
nationalisierten System angesehen. Demokratieverdrossenheit wird schließlich durch den 
Anteil jener gemessen, die sich (sehr) unzufrieden über die nationalstaatliche Demokratie 
äußern. 
 
Tabelle 1: Dimensionen der Modernisierung1 

Modernisierungsprozess Indikator Entfremdungsprozess Indikator  
(Prozentanteile der Befragten) 

Ökonomische 
Globalisierung 

Sozioökonomische 
Integration 

• Nettohandelsrate 

  • Wirtschaftswachstum 
• Arbeitslosenquote 
• Sozialausgabenquote 
• Sozialtransferquote 

Relative ökonomische 
Deprivation 

• Modernisierungsverlierer 
(Befragte, die ihre eigene 
ökonomische Lage schlechter 
einstufen als die allgemeine 
Situation) 

Politische Trans-
nationalisierung 

Politische 
Integration 

• Dauer der EG/EU-
Mitgliedschaft 

• Jahre der Beitritts-
verhandlungen 

Systemverdrossenheit • Gegner der EG/EU-
Mitgliedschaft 

   Demokratie- und 
Politikverdrossenheit 

• Unzufriedenheit mit der 
(nationalstaatlichen) 
Demokratie 

• Wahlenthaltung 

Soziokulturelle Inter-
nationalisierung 

Soziokulturelle 
Integration 

• Migrantenquote 
• Asylbewerberquote 

Patriotismus • Ausgeprägter Nationalstolz 

Individualisierungs-
prozesse 

 • Scheidungsziffer 
• Durchschnittliche 

Bildungsdauer 
• Starke Kirchenbindung 

Wertewandel • Postmaterialisten 

1 Im Anhang sind die Indikatoren ausführlicher mit Quellenangaben dokumentiert. 

 
Die gesellschaftliche Internationalisierung wird durch den Anteil von Migranten an der 
Gesamtbevölkerung, bzw. durch die Asylbewerberquote operationalisiert. Drei Variablen 
werden aufgenommen, die den Individualisierungsgrad der Gesellschaft berücksichtigen 
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sollen: die durchschnittliche Bildungsdauer, die Scheidungsrate und der Bevölkerungsan-
teil mit einer starken Bindung an die Kirche. Der Anteil der Postmaterialisten dient dazu 
den fortschreitenden Wertewandel in der Gesellschaft zu erfassen. Und schließlich werden 
die Anteile jener mit ausgeprägtem Nationalstolz als unabhängige Variable aufgenommen, 
um den Stellenwert des Nationalstaats als Identifikationspunkt zu berücksichtigen. 

Analysedesign 

Das Sample setzt sich zusammen aus neun westeuropäischen Ländern, in denen eine 
rechtspopulistische Partei mindestens einmal bei nationalen Wahlen ein Parlamentsmandat 
gewonnen hat. Der Untersuchungszeitraum beginnt jeweils mit der Wahl, bevor die rechts-
populistische Partei erstmals ein Parlamentsmandat gewonnen hat oder als rechtspopulisti-
sche Partei Stimmenzuwächse verbuchen konnte.14 Die abhängige Variable – der Wahl-
erfolg der rechtspopulistischen Parteien – bemisst sich am prozentualen Stimmenanteil der 
Parteien. Die Variable wurde z-standardisiert und anschließend annualisiert. Im Idealfall, 
sofern die Zeitreihen der unabhängigen Variablen lückenlos für alle Länder vorliegen, 
umfassen die folgenden Analysen 195 Fälle. 

Alle, auch die unabhängigen Variablen wurden z-standardisiert. Somit werden die 
beachtlichen Niveauunterschiede zwischen den Ländern ausgeglichen. Eine Analyse der 
absoluten Länderniveaus würde außerdem zu einem Ländervergleich führen, der hier nicht 
beabsichtigt ist. Außerdem wird damit dem Prozesscharakter der Hypothese, dass fort-
schreitende Modernisierungsprozesse den zunehmenden Wahlerfolg rechtspopulistischer 
Parteien begünstigen, Rechnung getragen.  

Zunächst wurden die Hypothesen aufgrund einfacher bivariater Zusammenhänge 
getestet und anschließend eine multiple Regressionen mit ausgewählten Indikatoren durch-
geführt, um das unterschiedliche Gewicht der Faktoren abzuwägen. 

                                                 
14  Für Österreich und die Schweiz mußte dieses Kriterium etwas modifiziert werden, da es sich in beiden 

Fällen um eine Neuausrichtung einer zuvor existierenden Partei handelt, der durch einen Führungswech-
sel ausgelöst wurde. Für Italien wurden außerdem aufgrund der erforderlichen Kontinuität erst die 
Ergebnisse des seit 1994 antretenden Wahlbündnisses von Forza Italia, Alleanza Nazionale, Lega Nord 
und Unione dei democratici cristiani e dei democratici di centro einbezogen. Um die Vergleichbarkeit 
der Wahlergebnisse zu berücksichtigen wurden die Ergebnisse von Lega Nord und Casa della Libertà 
auch für 1996, obwohl sie getrennt zur Wahl antraten, zusammengefasst. 
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Rechtspopulismus – ein Begleitphänomen der Modernisierung 

Die bivariaten Korrelationen der Modernisierungsvariablen mit rechtspopulistischen Stim-
menanteilen belegen, dass der Wahlerfolg rechtspopulistischer Parteien in der Tat mit 
bestimmten Phänomenen der Modernisierung und des gesellschaftlichen Wandels einher-
geht. Hinsichtlich der Richtung der Zusammenhänge bestätigen sich die meisten zuvor 
formulierten Hypothesen. Allerdings sind nicht alle Dimensionen gleichermaßen von 
Bedeutung.  
 
Tabelle 2: Bivariate Zusammenhänge von Modernisierungsprozessen und 

rechtspopulistischen Wahlerfolgen 

Prozess/Indikator Rechtspopulistische Wahlerfolge 
(Stimmenanteile in Prozent) 

Ökonomische Globalisierung  
Nettohandelsrate  .30** 
Wirtschaftswachstum -.10 
Arbeitslosenquote .25** 
Sozialausgabenquote (I) .55** 
Sozialtransferquote -.27** 
Modernisierungsverlierer (I) (EB) -.12 

Politische Transnationalisierung  
EU-Mitgliedschaft in Jahren .09 
Jahre der EG/EU-Beitrittsverhandlungen -.05 
Systemverdrossene Europagegner (EB) .36** 
Politikverdrossene (Wahlenthaltung) .27** 
Demokratieverdrossene (I) (EB) .20 * 

Soziokulturelle Internationalisierung und Individualisierung  
Migrantenquote .42** 
Asylbewerberquote .28** 
Nationalstolz (I) (EB) -.17 

Durchschnittliche Bildungsdauer .45** 
Kirchenbindung (I) (EB) -.55** 
Scheidungsziffer .50** 
Postmaterialistenanteil (I) (EB) .11 

(I) Variablen wurden interpoliert. 
(EB) Prozentanteile der Befragten mit entsprechenden Merkmalen. 

 
So gehen rechtspopulistische Stimmenzuwächse in besonderem Maße mit fortschreitender 
Individualisierung einher. Sowohl das zunehmende Bildungsniveau, als auch die abneh-
mende Bindungskraft traditioneller Organisationen und familiärer Strukturen weisen starke 
positive Zusammenhänge mit ansteigenden Stimmenanteilen der Parteien auf. Auch die 
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zunehmende Heterogenisierung von Gesellschaften durch einen wachsenden Anteil von 
Migranten begünstigt Rechtspopulisten wenngleich in geringerem Maße. 

Interessanterweise lässt sich die in der Forschungsliteratur verbreitete These, Rechtspo-
pulismus entstehe im Kontext eines fortschreitenden Wertewandels, der Verbreitung post-
materialistischer Werthaltungen, auf der Makroebene nicht bestätigen (Ignazi 2003: 34). 
Ebenso wenig ist die Verbreitung des Nationalstolzes – als Zeichen einer Rückbesinnung 
auf die Nation als Identifikationspunkt – mit dem Erfolg rechtspopulistischer Parteien 
gekoppelt. 

Die fortschreitende ökonomische Globalisierung und eine verschlechterte sozioökono-
mische Bilanz gehen ebenfalls mit der zunehmenden elektoralen Unterstützung rechtspo-
pulistischer Parteien einher. Verschlechterte wohlfahrtstaatliche Indikatoren weisen dabei 
den stärksten Zusammenhang auf. Denn je höher die Sozialausgaben im Verhältnis zu 
gesamtwirtschaftlichen Leistung werden, desto größer sind die Erfolgsaussichten der 
Rechtspopulisten. Sinkende Sozialtransferleistung und steigende Arbeitslosigkeit weisen 
einen etwas schwächeren, aber dennoch bedeutsamen Zusammenhang auf. Die These von 
Betz, dass wohlfahrtsstaatliche Regime den Erfolg dieser Parteien bremsen können, da sie 
die Auswirkungen ökonomischer Entwicklungen abfedern (Betz 2003), bestätigt sich inso-
fern, dass höhere Sozialtransfers eher nachteilig für diese Parteien sind.  

Die gesamtwirtschaftliche Bilanz selbst zeigt hingegen keine nennenswerten Parallelitä-
ten zur Höhe der Wahlerfolge. Überraschenderweise wird die Vermutung, Rechtspopulis-
mus sei Ausdruck wachsender ökonomischer Deprivation, das heißt eines zunehmenden 
Anteils von Modernisierungsverlierern in der Gesellschaft, hier ebenfalls nicht gestützt.15

Im Vergleich zu sozioökonomischen und gesellschaftlichen Veränderungen scheint die 
politische Transnationalisierung keine Rolle für den Erfolg der Rechtspopulisten zu spie-
len. Die fortschreitende politische Transnationalisierung ist entgegen der zweiten Hypo-
these in ihrem objektiven Maß nicht von Bedeutung. Ein Mobilisierungsschub zugunsten 
rechtspopulistischer Parteien – in den Jahren, wo über eine weitere Transnationalisierung, 
einen EG- bzw. EU-Beitritt, verhandelt wurde – lässt sich ebenso wenig feststellen. Aller-
dings erweist sich die subjektive Dimension als bedeutsam. Politische Entfremdungspro-
zesse, allen voran eine zunehmende Ablehnung der EU-Mitgliedschaft schaffen ein günsti-
ges Klima für rechtspopulistische Wahlerfolge. In etwas schwächerem Maße gilt das auch 
für die Demokratie- und Politikverdrossenheit. Diese Zusammenhänge sind ein Indiz für 
den Erfolg des „populistischen Appells“ als Mobilisierungsstrategie. 

Die folgenden Streudiagramme verdeutlichen grafisch die bivariaten Zusammenhänge 
zwischen rechtspopulistischen Stimmenanteilen und dem jeweils stärksten Indikator einer 

                                                 
15  Vgl. Immerfall (1998: 250 f.). 
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Dimension: der Sozialausgabenquote, Scheidungsziffer, Migrantenquote und Europageg-
ner-Anteile.  

Um das unterschiedliche Gewicht der einzelnen Prädiktoren bei der Erklärung rechtspo-
pulistischer Wahlerfolge abzuwägen, ist eine multivariate Analyse erforderlich. Für die 
Regressionsanalyse wurde das Prädiktorenset schon im Vorfeld, aufgrund der bisherigen 
Erkenntnisse modifiziert. Grundsätzlich wurde jeweils eine Variable der ökonomischen, 
politischen und soziokulturellen Dimension, welche die stärksten bivariaten Zusammen-
hänge aufgewiesen haben in das multivariate Modell aufgenommen.16 Von den Indikato-
ren, zur Messung der subjektiven Dimension, wurde nur die Wahlenthaltung im Modell 
beibehalten. Denn, abgesehen von der EU-Gegnerschaft, weisen diese Indikatoren keine 
bedeutenden Zusammenhänge mit dem Wahlerfolg rechtspopulistischer Parteien auf, wür-
den aber die Fallzahlen erheblich verringern. 

 
Schaubild 2:  Streudiagramme der stärksten Zusammenhänge 
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16  Durch die Selektion lassen sich außerdem unerwünschte Multikollinearitätseffekte vermeiden. 



14 

Folglich wurden Sozialausgabenquote, Bildungsniveau und Scheidungsraten (Individuali-
sierungsindex), Migrantenquote, Wahlenthaltung und EU-Beitritt als Prädiktoren in das 
Regressionsmodell einbezogen.17 Bildungsniveau und Scheidungsraten wurden zu einem 
additiven Index (Individualisierungsindex) zusammengeführt, um unerwünschte Mulitkol-
linearitätseffekte zu vermeiden. 

Das ausgewählte Modell erklärt rechtspopulistische Wahlerfolge natürlich nicht er-
schöpfend. Die Nullhypothese wird aber eindeutig widerlegt und die ausgewählten 
Faktoren erklären immerhin rund 50% der Varianz rechtspopulistischer Wahlerfolge. 

Die zunehmende Heterogenisierung der Gesellschaften durch Migration ist nicht signifi-
kant und leistet keinen wesentlichen Erklärungsbeitrag. Deshalb wurde die Migrantenquote 
nachträglich aus dem Modell entfernt. Dieses Ergebnis legt nahe, dass es nicht das objek-
tive Ausmaß von Migration, sondern die durch Rechtspopulisten geschürten Ressentiments 
und Bedrohungsszenarien sind, die diesem Thema seine Bedeutung in der öffentlichen 
Diskussion und im politischen Wettbewerb geben. 
 
Tabelle 3:  Modellzusammenfassung1 

R R² Korrigiertes R² F Standardfehler des Schätzers N 

.72 .52 .50 30.95 .57 120 

1 Es wurde eine OLS-Regression mit robusten Standardfehlern berechnet, um mögliche Verzerrungen der 
Standardfehler durch Autokorrelation aufzuheben. 

 
Die Rangfolge der verbliebenen Prädiktoren ist recht eindeutig. Die fortschreitende Indivi-
dualisierung setzt sich als stärkster Prädiktor durch. Als weiterer wichtiger Faktor für 
rechtspopulistische Stimmengewinne erweisen sich außerdem steigende Sozialausgaben-
quoten. Gesellschaftlicher Wandel und sozioökonomischer Druck auf die Sozialsysteme 
bereiten offenbar ein günstiges Klima, in dem Nichtwähler von Rechtspopulisten mobili-
siert werden können. Die Ergebnisse in Bezug auf die Wahlenthaltung legen nahe, dass der 
Erfolg rechtspopulistischer Parteien auf die erfolgreiche Mobilisierung im Nichtwählerla-
ger zurückgeht. Allerdings zeigt sich, dass die Bedrohungsmomente sozioökonomischen 
und gesellschaftlichen Wandels, auch unabhängig davon Effekte auf rechtspopulistische 
Wahlerfolge haben.  

Der Prädiktor ‚EU-Beitritt‛ gewinnt im Vergleich zu den bivariaten Ergebnissen an 
Bedeutung, auch wenn der Schätzfehler relativ hoch ist. Die Zeitpunkte, zu denen Länder 
Beitrittsverhandlungen führen oder der Beitritt bevorsteht, sind demnach günstige 

                                                 
17  Durch den listenweisen Fallausschluss grenzt sich der Untersuchungszeitraum auf die Jahre 1980-98 

ein, dadurch sind die niederländischen Fälle faktisch von der Analyse ausgeschlossen. 
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Momente für rechtspopulistische Parteien mit ihren europakritischen Positionen Wähler 
für sich zu mobilisieren.  

 
Tabelle 4:  Koeffizienten 

 B Robuste 
Standardfehler 

Beta T Signifikanz Toleranz VIF 

Individualisierungsindex .59 .091 .55 6.5 .000 .645 1.550 
Sozialausgabenquote .24 .068 .28 3.4 .001 .626 1.596 
Wahlenthaltung -.13 .060 -.15 -2.1 .040 .730 1.370 
EU-Beitritt .36 .225 .14 1.6 .117 .923 1.084 

Fazit  

Rechtspopulismus ist ein Begleitphänomen der Modernisierung westeuropäischer Gesell-
schaften. Modernisierungsbedingte Krisensymptome in der Gesellschaft begünstigen das 
Erstarken rechtspopulistischer Parteien, das häufig als ein Zeichen einer politischen Krise 
oder zumindest als Ausdruck gravierender Defizite des politischen Systems gedeutet wird. 
In der Analyse konnte gezeigt werden, dass in der Tat fortschreitende Modernisierungspro-
zesse den Wahlerfolg rechtspopulistischer Parteien begünstigen. Allerdings muss zwischen 
unterschiedlichen Dimensionen der Modernisierung differenziert werden, da sozioöko-
nomischer, -kultureller und politischer Wandel in sehr unterschiedlichem Maße zur 
Erklärung beitragen. Soziokultureller Wandel in der Gesellschaft, der Bedeutungsverlust 
traditioneller Sozialmilieus sowie sozioökonomischer Druck, der auf dem Sozialstaat 
lastet, sind die entscheidenden Faktoren und bereiten, begleitet und kanalisiert von politi-
schen Entfremdungsprozessen, den Boden für Rechtspopulismus. Politischer Wandel spielt 
hinsichtlich seiner subjektiven Wahrnehmung und Deutung in der Gesellschaft eine 
bedeutende Rolle. Zunehmende Verdrossenheitsmomente in der Bevölkerung gegenüber 
dem politischen System, haben eine wichtige moderierende Funktion dabei, ob und wie 
stark sich sozioökonomischer und –kultureller Wandel zugunsten rechtspopulistischer 
Parteien niederschlägt. Insofern zeigt hier der „populistische Appell“ seine Wirkung, der 
politische Ziele immer auch mit der Kritik an politischen Institutionen und Akteuren 
verbindet. Insofern bestätigt sich die These, dass ein Ursachenbündel aus soziokulturellen 
und -ökonomischen Veränderungen sowie politischer Unzufriedenheit in der Bevölkerung 
für Rechtspopulismus – zumindest teilweise – verantwortlich ist.  

Dagegen findet die vielfach diskutierte Modernisierungsverliererthese auf der Makro-
ebene keine Bestätigung. Ein Zusammenhang zwischen rechtspopulistischen Wahlerfolgen 
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und sich ausbreitender, relativer ökonomischer Deprivation in der Bevölkerung lässt sich 
nicht feststellen. Überraschend an den Ergebnissen ist ebenfalls, dass gesellschaftliche 
Veränderungen, aus denen rechtspopulistische Parteien anscheinend Kapital schlagen, 
weniger maßgeblich sind. Die gesellschaftliche Heterogenisierung durch Zuwanderung ist 
weit weniger erklärungskräftig, als es das programmatische Profil der Rechtspopulisten 
und die starke Ablehnung der Zuwanderung durch sie erwarten lässt. Ebenso hat die politi-
sche Transnationalisierung einen geringeren Stellenwert für rechtspopulistische Wahler-
folge, als die rechtspopulistischen Mobilisierungskampagnen gegen weitere Schritte der 
Europäischen Integration vermuten lassen. Stattdessen sind endogene Veränderungen – 
Individualisierungsphänomene – westeuropäischer Gesellschaften sehr viel bedeutender 
bei der Erklärung rechtspopulistischer Wahlerfolge. Das Angebot rechtspopulistischer Par-
teien, die nationale, kulturelle, Identität zu bewahren, scheint in einer zunehmend fragmen-
tierten und ausdifferenzierten Gesellschaft für viele ein attraktives Angebot zu sein oder 
eine Orientierungshilfe zu bieten. Die Einschätzung von Betz (2002: 14), dass die Bedeu-
tung des Rechtspopulismus vor allem auf einer diskursiven Ebene liegt und „weniger Fra-
gen der politischen Ökonomie, als Fragen der politischen Kultur im Mittelpunkt“ (Betz 
2002: 14) stünden, wird durch die empirischen Ergebnisse gestützt. Allerdings greifen die 
häufig zu beobachtenden Reaktionen der etablierten Parteien auf die neuen Konkurrenten 
von rechts zu kurz, da endogene gesellschaftliche Veränderungen offenbar schwerer wie-
gen als exogene, durch Denationalisierung induzierte, Veränderungen. „Populistische 
Reflexe“, die xenophobe oder nationalistische Rhetorik der Rechtspopulisten nachahmen, 
oder restriktive Migrations- und Integrationspolitiken tragen dann nichts dazu bei Reprä-
sentations- und Legitimationsdefizite zu beheben. 
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Anhang 

Aktuelle Internetadressen rechtspopulistischer Parteien in Westeuropa: 
 

http://www.fpoe.at/ 
http://www.bzoe.at 
http://www.vlaamsbelang.org/ 
http://www.danskfolkeparti.dk/ 
http://www.frontnational.com/accueil.php 
http://www.casadelleliberta.net/ 
http://www.forza-italia.it/ 
http://www.leganord.org/ 
http://www.alleanzanazionale.it/an/defaultasp 
http://www.udc-italia.it/ 
http://www.lijstpimfortuyn.nl  
http://www.frp.no/ 
http://www.svp.ch/ 
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Tabelle 1: Beobachtungszeiträume und Wahlergebnisse rechtspopulistischer Parteien 

Dänemark Frankreich Österreich Italien Norwegen Schweiz Schweden Niederlande Belgien 

FRP/DF 
(nach 1998 

nur DF) 
FN FPÖ 

Casa/Polo 
della 

Liberta1 
FrP SVP NyD LPF VB 

Zeitraum 1971-2004 1981-2004 1983-2004 1992-2004 1969-2004 1987-2004 1988-2004 1998-2004 1981-2004

1969 .0 

1970 

1971 .0         

1972          

1973 15.9    5.0     

1974          

1975 13.6         

1976          

1977 14.6    1.9     

1978          

1979 11.0         

1980          

1981 8.9 .3   4.5    1.1 

1982          

1983   5.0       

1984 3.6         

1985     3.7    1.4 

1986  10.0 9.7       

1987 4.8     11.0   1.9 

1988 9.0 9.9     .0   

1989     13.0     

1990 6.4  16.6       

1991      11.9 6.7  6.6 

1992    .0      

1993  12.9   6.3     

1994 6.4  22.5 42.9   1.2   

1995   21.9   14.9   7.8 

1996    52.2      

1997  15.3   15.3     

1998 7.4      .0 .0  

1999   26.9   22.5   9.9 

2000          

2001 12.0   49.5 14.6     

2002  11.3 10.0    .0 17.0  

2003      26.7  5.7 11.7 

1 Ergebnisse von FI, AN, LN und UDC bei jeder Wahl zusammengefasst. 
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Tabelle 2:  Indikatorenübersicht, Beschreibung und Quellenangaben 

Variablen Beschreibung Quelle 

Rechtspopulistische Wahlerfolge Stimmenanteile rechtspopulistischer Parteien in 
Prozent der abgegebenen Stimmen 

Ismayr (2003). 
Ergänzend:  
http://www.parties-and-elections.de 

Nettohandelsrate Exporte – Importe, Werte in Dollar;  
(ITS Net trade (f.o.b. – c.i.f.) 

OECD Statistical compendium ed. 
01/2005: Foreign trade 

Wirtschaftswachstum Wachstum des Bruttoinlandsproduktes pro 
Kopf, prozentuale Veränderung zum Vorjahr  

OECD statistical compendium ed. 
01/2005: OECD ECONOMIC 
OUTLOOK 

Arbeitslosenquote Arbeitslosenrate OECD Statistical compendium ed. 
01/2005: OECD ECONOMIC 
OUTLOOK 

Sozialausgabenquote Gesamte Sozialausgaben im Verhältnis zum 
Bruttoinlandsprodukt 

OECD (2004), Social Expenditure 
Database (SOCX, 
www.oecd.org/els/social/expenditure). 

Sozialtransferquote Sozialtransferleistungen gemessen an 
Bruttoinlandsprodukt 

OECD Statistical compendium ed. 
01/2005: Labour market and social 
issues. 

Anteil Modernisierungsverlierer Auf der Individualebene wurde kalkuliert, wie 
Befragte ihre eigene finanzielle Situation im 
Vergleich zur allgemeinen ökonomischen 
Situation einschätzen. Der Anteil der 
Befragten, die ihre eigene Situation schlechter 
beurteilten als die allgemeine Lage wurden als 
Modernisierungsverlierer übernommen. 

Eurobarometer Trendfile 1970-2002, 
Data Edition 2.00 (Variablenname: 
Econpast-Finapast) 

EU-Mitgliedschaft in Jahren Dauer der EG/EU-Mitgliedschaft in Jahren, 
seit dem Beitritt als Vollmitglied 

Pfetsch (2001) 

Jahre der EG/EU-Beitrittsanträge/ 
Beitrittsantragsverhandlungen 

Dichotome Variable 
1=Jahre, in denen ein Land Beitrittsanträge 
gestellt oder Beitrittsverhandlungen geführt hat 

Pfetsch (2001) 

Europagegner Anteil der Befragten, die der Ansicht sind die 
Mitgliedschaft ihres Landes in der EU/EG sei 
eine schlechte Sache 

Eurobarometer Trendfile 1970-2002, 
Data Edition 2.00 (Variablenname: 
Membrshp) 

Politikverdrossene Anteil der Nichtwähler im Verhältnis zu den 
Wahlberechtigten 

s. Stimmenanteile rechtspopulistischer 
Parteien 

Demokratieverdrossene Anteil der Befragten, die angeben sehr 
unzufrieden oder unzufrieden über die 
Demokratie in ihrem Land zu sein 

Eurobarometer Trendfile 1970-2002, 
Data Edition 2.00 (Variablenname: 
Satisdmo) 

Migrantenquote Anteil nicht Staatsangehöriger an der 
Gesamtbevölkerung (eigene Berechnungen) 

OECD Statistical compendium ed. 
01/2005: Labour market and social issues

Asylbewerberquote Anteil der Asylbewerber (aktuelle Anträge) an 
der Gesamtbevölkerung (eigene 
Berechnungen) 

OECD Statistical compendium ed. 
01/2005: Labour market and social 
issues. Ergänzend: Eurostat 

Patriotismus Anteil der Befragten, die angeben stolz oder 
sehr stolz auf ihre Nationalität zu sein 

Eurobarometer Trendfile 1970-2002, 
Data Edition 2.00 (Variablenname: 
Natpride) 

Scheidungsziffer Jährliche Ehescheidungsziffer Eurostat Datenbank 
http://europa.eu.int/comm/eurostat/ 

Bildungsrate Durchschnittliche Bildungsdauer der 
erwerbsfähigen Bevölkerung in Jahren 

OECD Education at a glance 

Kirchbindung Anteil der Befragten, die angeben einmal in der 
Woche oder häufiger in die Kirche zu gehen 

Eurobarometer Trendfile 1970-2002, 
Data Edition 2.00 (Variablenname: 
Churchat) 

Postmaterialismus Anteil der Befragten mit postmaterialistischen 
Einstellungen 

Eurobarometer Trendfile 1970-2002, 
Data Edition 2.00 (Variablenname: 
Matpmat) 
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